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traulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen gewahrt wird, von denen sie
in Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit Kenntnis erlangen. 2Legen Betreiber von
Wasserstoffnetzen Informationen über die eigenen Tätigkeiten offen, haben sie
zu gewährleisten, dass dies diskriminierungsfrei erfolgt. 3 Sie haben insbesonde-
re sicherzustellen, dass wirtschaftlich sensible Informationen gegenüber ver-
bundenen Unternehmen vertraulich behandelt werden.

§ 28n Anschluss und Zugang zu den Wasserstoffnetzen; Verordnungs-
ermächtigung. (1) 1Betreiber von Wasserstoffnetzen haben Dritten den An-
schluss und den Zugang zu ihren Wasserstoffnetzen zu angemessenen und
diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewähren, sofern der Anschluss oder
der Zugang für Dritte erforderlich sind. 2Der Netzzugang, einschließlich der
damit zusammenhängenden Aspekte des Netzanschlusses, ist im Wege des ver-
handelten Zugangs zu gewähren.
(2) 1Betreiber von Wasserstoffnetzen können den Anschluss oder den Zu-

gang verweigern, soweit sie nachweisen, dass ihnen der Anschluss oder der
Zugang aus betriebsbedingten oder sonstigen wirtschaftlichen oder technischen
Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar ist. 2Die Ablehnung ist in Text-
form zu begründen.
(3) 1Die Betreiber von Wasserstoffnetzen sind verpflichtet, ihre geltenden

Geschäftsbedingungen für den Netzzugang auf der Internetseite des jeweiligen
Betreibers zu veröffentlichen. 2Dies umfasst insbesondere
1. die Entgelte für den Netzzugang,
2. die verfahrensmäßige Behandlung von Netzzugangsanfragen.
3Auf Anfrage haben die Betreiber von Wasserstoffnetzen Angaben über die für
die Dauer des begehrten Netzzugangs nutzbaren Kapazitäten und absehbaren
Engpässe zu machen sowie ausreichende Informationen an den Zugangsbegeh-
renden zu übermitteln, damit der Transport, die Entnahme oder die Einspei-
sung von Wasserstoff unter Gewährleistung eines sicheren und leistungsfähigen
Betriebs des Wasserstoffnetzes durchgeführt werden kann.
(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung1) mit

Zustimmung des Bundesrates
1. Vorschriften über die technischen und wirtschaftlichen Bedingungen für den
Anschluss und Zugang zu den Wasserstoffnetzen einschließlich der Regelun-
gen zum Ausgleich des Wasserstoffnetzes zu erlassen und

2. zu regeln, in welchen Fällen und unter welchen Voraussetzungen die Regu-
lierungsbehörde diese Bedingungen festlegen oder auf Antrag des Netz-
betreibers genehmigen kann.

§ 28o Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang; Verordnungs-
ermächtigung. (1) 1 Für die Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang
zu Wasserstoffnetzen ist § 21 nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5 entsprechend
anzuwenden. 2Die Anreizregulierung nach § 21a sowie die Genehmigung von
Entgelten nach § 23a ist auf Betreiber von Wasserstoffnetzen nicht anzuwen-
den. 3 Ihre Kosten werden jährlich anhand der zu erwartenden Kosten für das
folgende Kalenderjahr sowie der Differenz zwischen den erzielten Erlösen und
den tatsächlichen Kosten aus Vorjahren ermittelt und über Entgelte erlöst.

1) Siehe die WasserstoffnetzentgeltVO (Nr. 30).
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4Kosten dürfen nur insoweit geltend gemacht werden, als eine positive Bedarfs-
prüfung nach § 28p vorliegt. 5Die Kosten nach Satz 3 werden durch die
Bundesnetzagentur nach § 29 Absatz 1 festgelegt oder genehmigt.
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung1) mit

Zustimmung des Bundesrates
1. die Bedingungen und Methoden zur Ermittlung der Kosten und Entgelte
nach Absatz 1 näher auszugestalten sowie

2. Regelungen darüber zu treffen, welche netzbezogenen und sonst für die
Kalkulation der Kosten erforderlichen Daten die Betreiber von Wasserstoff-
netzen erheben und für welchen Zeitraum sie diese aufbewahren müssen.

§ 28p Ad-hoc Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit von Wasserstoffnetz-
infrastrukturen. (1) 1Die Betreiber von Wasserstoffnetzen haben der Bundes-
netzagentur schriftlich oder durch Übermittlung in elektronischer Form die
Unterlagen vorzulegen, die für die Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit von ein-
zelnen Wasserstoffnetzinfrastrukturen erforderlich sind. 2Die Bundesnetzagen-
tur kann die Vorlage ergänzender Unterlagen anfordern.
(2) 1Grundlage der Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit der Wasserstoffnetzin-

frastrukturen durch die Bundesnetzagentur ist insbesondere ein zwischen Netz-
nutzer und Netzbetreiber abgestimmter Realisierungsfahrplan bezüglich der
Wasserstoffinfrastruktur im Rahmen eines verhandelten Netzzugangs. 2Die
Prüfung der Bedarfsgerechtigkeit nach Satz 1 umfasst auch die Feststellung der
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit der Wasserstoffnetzinfrastruktur.
(3) 1Bei Wasserstoffnetzinfrastruktur, für die ein positiver Förderbescheid

nach den Förderkriterien der nationalen Wasserstoffstrategie der Bundesregie-
rung ergangen ist, liegt in der Regel eine Bedarfsgerechtigkeit vor. 2Gleiches ist
anzuwenden bezüglich einer möglichen Wasserstoffnetzinfrastruktur, die im
Zusammenhang mit der Festlegung von sonstigen Energiegewinnungsberei-
chen im Sinne des § 3 Nummer 8 des Windenergie-auf-See-Gesetzes2) ent-
steht.
(4) Im Fall der Umstellung einer Erdgasinfrastruktur im Fernleitungsnetz

muss bezüglich der umzustellenden Wasserstoffnetzinfrastruktur nachgewiesen
worden sein, dass die Erdgasinfrastruktur aus dem Fernleitungsnetz heraus-
genommen werden kann.
(5) 1Die Bundesnetzagentur hat über die Bedarfsgerechtigkeit der Wasser-

stoffnetzinfrastruktur innerhalb von vier Monaten nach Eingang der in Absatz 1
genannten Informationen zu entscheiden. 2 Ist nach Ablauf der Frist nach Satz 1
keine Entscheidung der Bundesnetzagentur erfolgt, ist die Bedarfsgerechtigkeit
als gegeben anzusehen.

§ 28q Bericht zur erstmaligen Erstellung des Netzentwicklungsplans
Wasserstoff. (1) 1Die Betreiber von Wasserstoffnetzen, die eine Erklärung
nach § 28j Absatz 3 abgegeben haben, und die Betreiber von Fernleitungs-
netzen haben der Bundesnetzagentur in jedem geraden Kalenderjahr erstmals
drei Monate nach Vorlage des Netzentwicklungsplans Gas im Jahr 2022, spätes-
tens aber zum 1. September 2022, gemeinsam einen Bericht zum aktuellen
Ausbaustand des Wasserstoffnetzes und zur Entwicklung einer zukünftigen

1) Siehe die WasserstoffnetzentgeltVO (Nr. 30).
2) Nr. 18.
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Netzplanung Wasserstoff mit dem Zieljahr 2035 vorzulegen. 2Betreiber von
Wasserstoffnetzen, die keine Erklärung nach § 28j Absatz 3 abgegeben haben,
sind verpflichtet, mit den nach Satz 1 verpflichteten Betreibern von Wasser-
stoffnetzen in dem Umfang zusammenzuarbeiten, der erforderlich ist, um eine
sachgerechte Erstellung dieses Berichts zu gewährleisten; sie sind insbesondere
verpflichtet, den nach Satz 1 verpflichteten Betreibern von Wasserstoffnetzen
die für die Erstellung des Berichts erforderlichen Informationen unverzüglich
zur Verfügung zu stellen.
(2) 1Der Bericht umfasst mögliche Kriterien zur Berücksichtigung von

Wasserstoff-Projekten sowie Anforderungen zur Ermittlung von Ausbaumaß-
nahmen. 2Diese Kriterien enthalten insbesondere die Anforderungen einer
zukünftigen Bestimmung von Standorten für Power-to-Gas-Anlagen sowie
Aufkommensquellen und Abnahmeregionen für Wasserstoff, wobei auch Was-
serstoffspeicheranlagen zu berücksichtigen sind. 3 In dem Bericht wird auch auf
etwaige Wechselwirkungen und Schnittstellen mit dem Netzentwicklungsplan
Gas der Fernleitungsnetzbetreiber einschließlich der notwendigen Umrüstung
von Erdgasleitungen sowie auf etwaige Wechselwirkungen und Schnittstellen
mit dem Netzentwicklungsplan Strom der Übertragungsnetzbetreiber einge-
gangen.
(3) Die Bundesnetzagentur kann auf der Grundlage des Berichts Empfeh-

lungen für die rechtliche Implementierung eines verbindlichen Netzentwick-
lungsplans Wassersstoff abgeben.

Abschnitt 4. Befugnisse der Regulierungsbehörde, Sanktionen
§ 29 Verfahren zur Festlegung und Genehmigung. (1) Die Regulie-
rungsbehörde trifft Entscheidungen in den in diesem Gesetz benannten Fällen
und über die Bedingungen und Methoden für den Netzanschluss oder den
Netzzugang nach den in § 17 Abs. 3, § 21a Abs. 6 und § 24 genannten
Rechtsverordnungen durch Festlegung gegenüber einem Netzbetreiber, einer
Gruppe von oder allen Netzbetreibern oder den sonstigen in der jeweiligen
Vorschrift Verpflichteten oder durch Genehmigung gegenüber dem Antrag-
steller.
(2) 1Die Regulierungsbehörde ist befugt, die nach Absatz 1 von ihr fest-

gelegten oder genehmigten Bedingungen und Methoden nachträglich zu än-
dern, soweit dies erforderlich ist, um sicherzustellen, dass sie weiterhin den
Voraussetzungen für eine Festlegung oder Genehmigung genügen. 2Die §§ 48
und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt.
(3) 1Die Bundesregierung kann das Verfahren zur Festlegung oder Geneh-

migung nach Absatz 1 sowie das Verfahren zur Änderung der Bedingungen
und Methoden nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung1) mit Zustimmung des
Bundesrates näher ausgestalten. 2Dabei kann insbesondere vorgesehen werden,
dass Entscheidungen der Regulierungsbehörde im Einvernehmen mit dem
Bundeskartellamt ergehen.

§ 30 Missbräuchliches Verhalten eines Netzbetreibers. (1) 1Betreibern
von Energieversorgungsnetzen ist ein Missbrauch ihrer Marktstellung verboten.

1) Siehe die StromnetzzugangsVO (Nr. 26), die StromnetzentgeltVO (Nr. 27), die Gasnetzzugangs-
VO (Nr. 28), die GasnetzentgeltVO (Nr. 29) und die AnreizregulierungsVO (Nr. 32).
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2Ein Missbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein Betreiber von Energiever-
sorgungsnetzen
1. Bestimmungen der Abschnitte 2 und 3 oder der auf Grund dieser Bestim-
mungen erlassenen Rechtsverordnungen nicht einhält,

2. andere Unternehmen unmittelbar oder mittelbar unbillig behindert oder
deren Wettbewerbsmöglichkeiten ohne sachlich gerechtfertigten Grund er-
heblich beeinträchtigt,

3. andere Unternehmen gegenüber gleichartigen Unternehmen ohne sachlich
gerechtfertigten Grund unmittelbar oder mittelbar unterschiedlich behan-
delt,

4. sich selbst oder mit ihm nach § 3 Nr. 38 verbundenen Unternehmen den
Zugang zu seinen intern genutzten oder am Markt angebotenen Waren und
Leistungen zu günstigeren Bedingungen oder Entgelten ermöglicht, als er sie
anderen Unternehmen bei der Nutzung der Waren und Leistungen oder mit
diesen in Zusammenhang stehenden Waren oder gewerbliche Leistungen
einräumt, sofern der Betreiber des Energieversorgungsnetzes nicht nachweist,
dass die Einräumung ungünstigerer Bedingungen sachlich gerechtfertigt ist,

5. ohne sachlich gerechtfertigten Grund Entgelte oder sonstige Geschäftsbedin-
gungen für den Netzzugang fordert, die von denjenigen abweichen, die sich
bei wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit ergeben würden;
hierbei sind insbesondere die Verhaltensweisen von Unternehmen auf ver-
gleichbaren Märkten und die Ergebnisse von Vergleichsverfahren nach § 21
zu berücksichtigen; Entgelte, die die Obergrenzen einer dem betroffenen
Unternehmen erteilten Genehmigung nach § 23a nicht überschreiten, und
im Falle der Durchführung einer Anreizregulierung nach § 21a Entgelte, die
für das betroffene Unternehmen für eine Regulierungsperiode vorgegebene
Obergrenzen nicht überschreiten, gelten als sachlich gerechtfertigt oder

6. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert, als er sie
selbst auf vergleichbaren Märkten von gleichartigen Abnehmern fordert, es
sei denn, dass der Unterschied sachlich gerechtfertigt ist.

3 Satz 2 Nr. 5 gilt auch für die Netze, in denen nach einer Rechtsverordnung
nach § 24 Satz 2 Nr. 5 vom Grundsatz der Kostenorientierung abgewichen
wird. 4Besondere Rechtsvorschriften über den Missbrauch der Marktstellung
in solchen Netzen bleiben unberührt.
(2) 1Die Regulierungsbehörde kann einen Betreiber von Energieversor-

gungsnetzen, der seine Stellung missbräuchlich ausnutzt, verpflichten, eine
Zuwiderhandlung gegen Absatz 1 abzustellen. 2 Sie kann den Unternehmen alle
Maßnahmen aufgeben, die erforderlich sind, um die Zuwiderhandlung wirk-
sam abzustellen. 3 Sie kann insbesondere
1. Änderungen verlangen, soweit die gebildeten Entgelte oder deren Anwen-
dung sowie die Anwendung der Bedingungen für den Anschluss an das Netz
und die Gewährung des Netzzugangs von der genehmigten oder festgelegten
Methode oder den hierfür bestehenden gesetzlichen Vorgaben abweichen,
oder

2. in Fällen rechtswidrig verweigerten Netzanschlusses oder Netzzugangs den
Netzanschluss oder Netzzugang anordnen.
(3) Soweit ein berechtigtes Interesse besteht, kann die Regulierungsbehörde

auch eine Zuwiderhandlung feststellen, nachdem diese beendet ist.

1 EnWG § 30 1. Teil. Energierecht
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§ 31 Besondere Missbrauchsverfahren der Regulierungsbehörde.
(1) 1Personen und Personenvereinigungen, deren Interessen durch das Ver-

halten eines Betreibers von Energieversorgungsnetzen erheblich berührt wer-
den, können bei der Regulierungsbehörde einen Antrag auf Überprüfung
dieses Verhaltens stellen. 2Diese hat zu prüfen, inwieweit das Verhalten des
Betreibers von Energieversorgungsnetzen mit den Vorgaben in den Bestim-
mungen der Abschnitte 2 und 3 oder der auf dieser Grundlage erlassenen
Rechtsverordnungen sowie den nach § 29 Abs. 1 festgelegten oder genehmig-
ten Bedingungen und Methoden übereinstimmt. 3 Soweit das Verhalten des
Betreibers von Energieversorgungsnetzen nach § 23a genehmigt ist, hat die
Regulierungsbehörde darüber hinaus zu prüfen, ob die Voraussetzungen für
eine Aufhebung der Genehmigung vorliegen. 4 Interessen der Verbraucherzen-
tralen und anderer Verbraucherverbände, die mit öffentlichen Mitteln gefördert
werden, werden im Sinne des Satzes 1 auch dann erheblich berührt, wenn sich
die Entscheidung auf eine Vielzahl von Verbrauchern auswirkt und dadurch die
Interessen der Verbraucher insgesamt erheblich berührt werden.
(2) 1Ein Antrag nach Absatz 1 bedarf neben dem Namen, der Anschrift und

der Unterschrift des Antragstellers folgender Angaben:
1. Firma und Sitz des betroffenen Netzbetreibers,
2. das Verhalten des betroffenen Netzbetreibers, das überprüft werden soll,
3. die im Einzelnen anzuführenden Gründe, weshalb ernsthafte Zweifel an der
Rechtmäßigkeit des Verhaltens des Netzbetreibers bestehen und

4. die im Einzelnen anzuführenden Gründe, weshalb der Antragsteller durch
das Verhalten des Netzbetreibers betroffen ist.

2 Sofern ein Antrag nicht die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt, weist die
Regulierungsbehörde den Antrag als unzulässig ab.
(3) 1Die Regulierungsbehörde entscheidet innerhalb einer Frist von zwei

Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags. 2Diese Frist kann um zwei
Monate verlängert werden, wenn die Regulierungsbehörde zusätzliche Infor-
mationen anfordert. 3Mit Zustimmung des Antragstellers ist eine weitere Ver-
längerung dieser Frist möglich. 4Betrifft ein Antrag nach Satz 1 die Entgelte für
den Anschluss größerer neuer Erzeugungsanlagen oder Anlagen zur Speiche-
rung elektrischer Energie sowie Gasspeicheranlagen, so kann die Regulierungs-
behörde die Fristen nach den Sätzen 1 und 2 verlängern.
(4) 1 Soweit ein Verfahren nicht mit einer den Beteiligten zugestellten Ent-

scheidung nach § 73 Abs. 1 abgeschlossen wird, ist seine Beendigung den
Beteiligten schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 2Die Regulierungsbehör-
de kann die Kosten einer Beweiserhebung den Beteiligten nach billigem Er-
messen auferlegen.

§ 32 Unterlassungsanspruch, Schadensersatzpflicht. (1) 1Wer gegen ei-
ne Vorschrift der Abschnitte 2 und 3, eine auf Grund der Vorschriften dieser
Abschnitte erlassene Rechtsverordnung oder eine auf Grundlage dieser Vor-
schriften ergangene Entscheidung der Regulierungsbehörde verstößt, ist dem
Betroffenen zur Beseitigung einer Beeinträchtigung und bei Wiederholungs-
gefahr zur Unterlassung verpflichtet. 2Der Anspruch besteht bereits dann, wenn
eine Zuwiderhandlung droht. 3Die Vorschriften der Abschnitte 2 und 3 dienen
auch dann dem Schutz anderer Marktbeteiligter, wenn sich der Verstoß nicht

Energiewirtschaftsgesetz §§ 31, 32 EnWG 1
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gezielt gegen diese richtet. 4Ein Anspruch ist nicht deswegen ausgeschlossen,
weil der andere Marktbeteiligte an dem Verstoß mitgewirkt hat.
(2) Die Ansprüche aus Absatz 1 können auch von rechtsfähigen Verbänden

zur Förderung gewerblicher oder selbständiger beruflicher Interessen geltend
gemacht werden, soweit ihnen eine erhebliche Zahl von Unternehmen ange-
hört, die Waren oder Dienstleistungen gleicher oder verwandter Art auf dem-
selben Markt vertreiben, soweit sie insbesondere nach ihrer personellen, sachli-
chen und finanziellen Ausstattung imstande sind, ihre satzungsmäßigen Auf-
gaben der Verfolgung gewerblicher oder selbständiger beruflicher Interessen
tatsächlich wahrzunehmen und soweit die Zuwiderhandlung die Interessen
ihrer Mitglieder berührt.
(3) 1Wer einen Verstoß nach Absatz 1 vorsätzlich oder fahrlässig begeht, ist

zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 2Geldschulden nach
Satz 1 hat das Unternehmen ab Eintritt des Schadens zu verzinsen. 3Die §§ 288
und 289 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwen-
dung.
(4) 1Wird wegen eines Verstoßes gegen eine Vorschrift der Abschnitte 2

und 3 Schadensersatz begehrt, ist das Gericht insoweit an die Feststellung des
Verstoßes gebunden, wie sie in einer bestandskräftigen Entscheidung der Re-
gulierungsbehörde getroffen wurde. 2Das Gleiche gilt für entsprechende Fest-
stellungen in rechtskräftigen Gerichtsentscheidungen, die infolge der Anfech-
tung von Entscheidungen nach Satz 1 ergangen sind.
(5) 1Die Verjährung eines Schadensersatzanspruchs nach Absatz 3 wird ge-

hemmt, wenn die Regulierungsbehörde wegen eines Verstoßes im Sinne des
Absatzes 1 ein Verfahren einleitet. 2 § 204 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
gilt entsprechend.

§ 33 Vorteilsabschöpfung durch die Regulierungsbehörde. (1) Hat ein
Unternehmen vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Vorschrift der Abschnitte 2
und 3, eine auf Grund der Vorschriften dieser Abschnitte erlassene Rechtsver-
ordnung oder eine auf Grundlage dieser Vorschriften ergangene Entscheidung
der Regulierungsbehörde verstoßen und dadurch einen wirtschaftlichen Vorteil
erlangt, kann die Regulierungsbehörde die Abschöpfung des wirtschaftlichen
Vorteils anordnen und dem Unternehmen die Zahlung des entsprechenden
Geldbetrags auferlegen.
(2) 1Absatz 1 gilt nicht, sofern der wirtschaftliche Vorteil durch Schadens-

ersatzleistungen oder durch die Verhängung der Geldbuße oder die Anordnung
der Einziehung von Taterträgen abgeschöpft ist. 2 Soweit das Unternehmen
Leistungen nach Satz 1 erst nach der Vorteilsabschöpfung erbringt, ist der
abgeführte Geldbetrag in Höhe der nachgewiesenen Zahlungen an das Unter-
nehmen zurückzuerstatten.
(3) 1Wäre die Durchführung der Vorteilsabschöpfung eine unbillige Härte,

soll die Anordnung auf einen angemessenen Geldbetrag beschränkt werden
oder ganz unterbleiben. 2 Sie soll auch unterbleiben, wenn der wirtschaftliche
Vorteil gering ist.
(4) 1Die Höhe des wirtschaftlichen Vorteils kann geschätzt werden. 2Der

abzuführende Geldbetrag ist zahlenmäßig zu bestimmen.

1 EnWG § 33 1. Teil. Energierecht
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(5) Die Vorteilsabschöpfung kann nur innerhalb einer Frist von bis zu fünf
Jahren seit Beendigung der Zuwiderhandlung und längstens für einen Zeitraum
von fünf Jahren angeordnet werden.
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Verstöße gegen die Artikel 3

und 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 oder gegen eine auf Grundlage
dieser Vorschriften ergangene Entscheidung der Bundesnetzagentur.

§ 34 (aufgehoben)

§ 35 Monitoring und ergänzende Informationen. (1) Die Regulierungs-
behörde führt zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz, ins-
besondere zur Herstellung von Markttransparenz sowie zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben nach dem Kohleverstromungsbeendigungsgesetz1) vom 8. Au-
gust 2020 (BGBl. I S. 1818), ein Monitoring durch über
1. die Regeln für das Management und die Zuweisung von Verbindungs-

kapazitäten; dies erfolgt in Abstimmung mit der Regulierungsbehörde oder
den Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten, mit denen ein Verbund
besteht;

2. die Mechanismen zur Behebung von Kapazitätsengpässen im nationalen
Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetz und bei den Verbindungsleitungen;

3. die Zeit, die von Betreibern von Übertragungs-, Fernleitungs- und Ver-
teilernetzen für die Herstellung von Anschlüssen und Reparaturen benötigt
wird;

4. die Veröffentlichung angemessener Informationen über Verbindungsleitun-
gen, Netznutzung und Kapazitätszuweisung für interessierte Parteien durch
die Betreiber von Übertragungs-, Fernleitungs- und Verteilernetzen unter
Berücksichtigung der Notwendigkeit, nicht statistisch aufbereitete Einzel-
daten als Geschäftsgeheimnisse zu behandeln;

5. die technische Zusammenarbeit zwischen Betreibern von Übertragungs-
netzen innerhalb und außerhalb der Europäischen Gemeinschaft;

6. die Bedingungen und Tarife für den Anschluss neuer Elektrizitätserzeuger
unter besonderer Berücksichtigung der Kosten und der Vorteile der ver-
schiedenen Technologien zur Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren
Energien, der dezentralen Erzeugung und der Kraft-Wärme-Kopplung;

7. die Bedingungen für den Zugang zu Gasspeicheranlagen nach den §§ 26
und 28, und insbesondere über Veränderungen der Situation auf dem
Speichermarkt, mit dem Ziel, dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie eine Überprüfung der Regelungen im Hinblick auf den Zugang zu
Gasspeicheranlagen zu ermöglichen, sowie die Netzzugangsbedingungen
für Anlagen zur Erzeugung von Biogas und die Zahl der Biogas in das
Erdgasnetz einspeisenden Anlagen, die eingespeiste Biogasmenge in Kilo-
wattstunden und die nach § 20b der Gasnetzentgeltverordnung2) bundes-
weit umgelegten Kosten;

8. den Umfang, in dem die Betreiber von Übertragungs-, Fernleitungs- und
Verteilernetzen ihren Aufgaben nach den §§ 11 bis 16a nachkommen;

9. die Erfüllung der Verpflichtungen nach § 42;

1) Nr. 46.
2) Nr. 29.
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10. Preise für Haushaltskunden, einschließlich von Vorauszahlungssystemen,
Marktangebot von und Preisvolatilität bei Verträgen mit dynamischen
Stromtarifen, Lieferanten- und Produktwechsel, Unterbrechung der Ver-
sorgung gemäß § 19 der Stromgrundversorgungsverordnung oder der Gas-
grundversorgungsverordnung, die Beziehungen zwischen Haushalts- und
Großhandelspreisen, Beschwerden von Haushaltskunden, die Wirksamkeit
und die Durchsetzung von Maßnahmen zum Verbraucherschutz im Bereich
Elektrizität oder Gas, Wartungsdienste am Hausanschluss oder an Mess-
einrichtungen sowie die Dienstleistungsqualität der Netze;

11. den Bestand und die geplanten Stilllegungen von Erzeugungskapazitäten,
die Möglichkeit und die vorhandenen Kapazitäten für einen Brennstoff-
wechsel zur Absicherung der Leistung der Erzeugungskapazitäten, die In-
vestitionen in die Erzeugungskapazitäten mit Blick auf die Versorgungs-
sicherheit sowie den Bestand, die bereitgestellte Leistung, die gelieferte
Strommenge sowie den voraussichtlichen Zeitpunkt der Außerbetriebnah-
me von Speichern mit einer Nennleistung von mehr als 10 Megawatt;

12. den Grad der Transparenz, auch der Großhandelspreise, sowie den Grad
und die Wirksamkeit der Marktöffnung und den Umfang des Wettbewerbs
auf Großhandels- und Endkundenebene sowie an Elektrizitäts- und Erd-
gasbörsen, soweit diese Aufgabe nicht durch Gesetz einer anderen Stelle
übertragen wurde,

13. die Entwicklung der Ausschreibungen abschaltbarer Lasten durch die Be-
treiber von Übertragungsnetzen nach § 13 Absatz 6 Satz 1, insbesondere
soweit die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundestages eine ent-
sprechende Rechtsverordnung nach § 13i Absatz 1 und 2 erlassen hat.

(1a) Die Regulierungsbehörde kann für die Erstellung des Berichts nach
§ 63 Absatz 3a sowie zur Überwachung von Verpflichtungen nach § 13, ins-
besondere ob eine Abweichung nach § 13 Absatz 3 vorliegt, von den Betrei-
bern von Erzeugungsanlagen und von Anlagen zur Speicherung elektrischer
Energie ergänzende Informationen erheben, insbesondere
1. Betriebskenndaten der Anlagen sowie
2. Daten zur Bereitstellung von elektrischer Leistung auf Grund sonstiger Ver-
dienstmöglichkeiten.

(2) Zur Durchführung des Monitoring und zur Erhebung der ergänzenden
Informationen gelten die Befugnisse nach § 69 entsprechend.

Teil 3a. Füllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen und
Gewährleistung der Versorgungssicherheit

§ 35a Allgemeines. (1) 1Der Marktgebietsverantwortliche wirkt im Rah-
men der Gewährleistung der Versorgungssicherheit mit und kann in diesem
Rahmen nach Maßgabe der §§ 35b bis 35d angemessene Maßnahmen ergrei-
fen. 2Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz erteilt die Zu-
stimmung im angemessenen Umfang.
(2) 1Die Vorschriften dieses Teils sind nur für Gasspeicheranlagen anzuwen-

den, die mindestens einen Einspeisepunkt an das deutsche Fernleitungsnetz
haben. 2Die zu Speicherzwecken genutzten Teile von LNG Anlagen sind von
den Vorschriften dieses Teils ausgenommen.

1 EnWG § 35a 1. Teil. Energierecht


